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Beklagte und Revisionsklägerin°

Der 50 Senat des Bundessozialgerichts hat

Ohne mündliche Verhandlung am 270 August
1970 durch — ‚

.E
Bundesrichter Dr° W i t t e

— Vorsitzender —„
Bundesrichter ' S c h r 6 d e r ‚

u r g e
Bundessozialrichter S c h l e

1 c h a

Bundesrichter B r ,
g e l und

eBundessözialrichter M

für Redht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das
Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein—
WQstfalen vom 160 Mai l967 aufgehoben°

Die Sache wird
zur erneuten Verhandlung und

Entscheidungjan das Landessozialgericht .;
Zürückverwiesenof

i s‘ ;
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3 ;

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


„___—___—

Streitig ist unter den Beteiligten‚ ob die Wartezeit

für die Gewährung einer Bergmanns— oder Knappschafts—

rente erfüllt ist oder als erfüllt gilto

Der am 50 September 1940 geborene Kläger war vom
17° April 1956 bis zum 160 Oktober 1957 Kokereiarbei—

ter in Oberschlesien° Dort erlitt er im Oktober 1956

einen Unfall, der zum Verlust des rechten Mittelfußes

führte°

Im Dezember 1957 kam der Kläger in die Bundesrepublike

Er bezieht hier wegen des im Oktober 1956 erlittenen

Unfalls eine Unfallrente von der Bergbau—Berufsge—

'nossensehaftvon 50v°H° der Vollrenteo Im Juli 1958
nahm er eine versicherungspflichtige Tätigkeit außer—

halb des Bergbaus auf, arbeitete aber vom 510 Juli

1959 an wieder in knappschaftlichen Betrieben° Nach

einer Erkrankung an endogener Psychose (paranoide '

Schizophrenie) beantragte sein Vater als Vormund am-

10° September 1962, ihm die Gesamtleistung wegen

Erwerbsunfähigkeit zu gewähreno

Die Beklagte lehnte mit Bescheid vom 29° Mai 1963 eine
Rentengewährung ab‚ weil die Wartezeit von 60 Monaten_

nicht erfüllt seio Der Kläger habe einschließlich '

der Tätigkeit als Kokereiarbeiter in Oberschlesien

nur eine Beitragszeit von insgesamt 46 Monaten zurück—

gelegt° Da die Erwerbsunfähigkeit nicht infolge des

erlittenen Arbeitsunfalls eingetreten sei, könne die

Wartezeit auch nicht nach 5 52 Nr° 1 Reichsknapp— &

schaftsgesetz (EKG) als erfüllt gelten° Widerspruch f

und Klage waren erfolglos° '
„
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Das Landessozialgericht (LSG) hat die Beklagte ver—
urteilt, dem Kläger die Gesamtleistung wegen Erwerbs—

unfähigkeit ab 10 September l962 zu zahlen° Es sei zwar

richtig‚ daß die Beitragszeit des Klägers auch dann nicht

die erforderlichen 60 Monate umfasse‚ wenn man die in

Oberschlesien zurückgelegte Beschäftigungszeit voll und

nicht nur zu fünf Sechsmln anrechneo Jedoch seien nach

'den5%51 Nr„ 6 EKG,1251Abs„ 1 Nro 6 Reichsversicherungs—
ordnung (EVO) die Zeit vom lo Januar 1945 bis zum
510 Dezember 1946 sowie außerhalb dieses Zeitraumes

liegende Zeiten der Vertreibung, Flucht, Umsiedlung

oder Aussiedlung und einer anschließenden Krankheit oder

unverschuldeten Arbeitslosigkeit als Ersatzzeiten anzu—

rech■en, weil der Kläger Heimatvertriebener im Sinne der

55 l bis 4 des Vertriebenengesetzes sei° Wenn auch die

‘.Berücksichtigung der Zéit der Vertreibung und der an-‚
schließendén unverschuldeten Arbeitslosigkeit noch nicht

zur Erfüllung der Wartezeit ausreiche, so sei diese doch

‘ mit den 24 Monaten für die Zeit vom lo Januar l945 bis

zum 510 Dezember l946 erfüllt° Es komme nicht darauf an?

ob der Kläger schon damals eine versicherungspflichtige

Tätigkeit habe ausüben können° Gegen das Urteil hat das
‚LSG die Revision zugelassen° '

Mit der Revision rügt die Beklagte die unrichtige Anwen—

dung der 55 50 Abso ; Satz 2 Buchstabe a, 51 Nr„ 6 RKG°
Sie ist der Ansicht‚ daßdie Zeit vom1° Januar 1945bis

'zum 51° Dezember 1946 nicht als Ersatzzeit angerechnet

werden könne, weil der Kläger bei Beginn dieses Zeit—

raumes erst vier und bei seiner Beendigung erst sechs

Jahre alt gewesen sei° Außerdem habe er erst am l7„ April

1956, also nicht innerhalb von drei Jahren nach Beendi—

gung dieser Ersatzzeit‚ eine knappschaftlich ver—
sicherungspflichtige Beschäftigung aufgenommene Schließ—

lich könne die in 5 50 Abs() 3 Satz 2 Buchst° a RKG ge—
troffene Ausnahmeregelung schon deshalb nicht angewendet
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werden‚weil der Kläger bereits vor der im Dezember 1957

erfolgten Vertreibung (Flucht, Umsiedlung oder Aussied—

lung) versicherungspflichtig beschäftigt gewesen sei°

Die Beklagte beantragt,‘

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Berufung

des Klägers gegen das Urteil des Sozialgerichts (SG)

Duisburg vom 90 März 1965 zurückzuweisen°

Der Kläger beantragt,

die Revision der Beklagten zurückzuweisen°

Er hält das angefochtene Urteil für richtig°

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt°

II

Die zulässige Revision der Beklagten ist insofern be—

gründet‚ als die Sache zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das LSG zurückverwiesen Werden muß°

Für die Zeit der Vertreibung (Flucht‚ Umsiedlung oder.

Aussiedlung) und einer anschließenden unverschulde—

ten Arbeitslosigkeit könnte möglicherweise noch die

Zeit von Dezember 1957 bis Juni 1958 mit 7 Monaten als

Ersatzzeit anerkannt werden (@ 50 Abso } ioV°m° @ 51

Nr„ 6 RKG‚ @1251 Absc 1 Nr° 6 und Absc 2 RVO)° Damit
Wäre aber die Wartezeit von 60 Monaten (@ 49 Abso l
EKG) auch dann noch nicht erfüllt, wenn man die Zeit
der Tätigkeit als Kokereiarbeiter in Oberschlesien

(l?° April 1956 bis zum 16° Oktober 1957) ungekürzt

als Versicherungszeit anrechnen würde°
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Die Erfüllung der Wartezeit hängt demnach davon ab, ob

die Zeit vom 1° Januar 1945 bis zum 51° Dezebmer 1946

als Ersatzzeit anerkannt werden kannc Der Beklagtenist

nicht darin beizupflichten, daß die Möglichkeit einer

solchen Anerkennung schon daran scheitert, daß vor dem

1° Januar 1945 für den Kläger noch keine Versicherung be—

standen und er nach dem 51° Dezember 1946 nicht inner—

halb von drei Jahren eine versicherungspflichtige Tätig—

keit oder Beschäftigung aufgenommen hat° Wie der 40

Senat des Bundessozialgerichts (BSG) bereits entschieden

}
hat (BSG 19, 109‚ 112)3 beginnt in den Fällen einer
Vertreibung (Flucht, Umsiedlung oder Aussidlung) nach

dem 510 Dezember 1946 die Dreijahresfrist für die An-

rechnung der pauschalen Ersatzzeit des 5 51 Nr° 6 EKG
(% 1251 Abso 1 Nro 6 EVO) nicht schon am 10 Januar 1947
sondern erst mit der Beendigung der Vertreibung (Flucht,

Umsiedlung oder Aussidlung) zu laufen° Dieser Auffassung

steht auch der Wortlaut der ä@ 50 Abs° 5 Satz 2 Buchst°

a und 51 Nro 6 EKGund des 5 1251 Abso 1 Nr:, 6 und Abs„ 2
Satz 2 Buchst° a RVO nicht entgegen‚ wenn man die in den

jeweiligen NUmmern 6 genannten Zeiten‚ nämlich die Zeit

vom 10 Januar 1945 bis zum 310 Dezember 1946 und eine

spätere Vertreibungszeit, als e i n e Ersatzzeit an—
sieht° Auch die Tatsache‚ daß der Kläger zwischenzeitlich

vor der Vertreibung (Flucht, Umsiedlung oder Aussiedlung)

in Polen vom 17° April 1956 bis zum 160 Oktober 1957

versicherungspflichtig tätig war, schließt die Anwendung

der Ausnahmeregelung des S 50 Abs° 5 Satz 2 Buchsto a
EKG (Dreijahresfrist) nicht auso

Dennoch kann dem Kläger, der am 5° September 1945 erst

das fünfte Lebensjahr vollendete und der vor dem

1° Januar 1945 noch nicht versichert war, die pauschale

Ersatzzeit des 5 51 Nro 6 EKG und des 5 1251 Abs° 1 Nro 6
RVO nicht angerechnet werden° Ersatzzeiten sollen Bei—

tragszeiten ersetzen° Der Vertriebene (Flüchtlinge Um—

oder Ausgesiedelte) soll dadurch, daß er den außerge—
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wöhnlichen Umständen der Vertreibung‚ Flucht oder
Aussiedlung unterworfen war, keinen rentenversicherungs—

rechtlichen Schaden erleiden° Die Zeit vom l° Januar

1945 bis zum 510 Dezember 1946 wird diesem Personen—

kreis als pauschale Ersatzzeit stets voll angerechnet,

auch wenn die Zeit zwischen dem Verlust des Wohnsitzes

im Vertreibungsland und der Wohnsitznahme im Bundesge—

biet oder in Mitteldeutschland von kürzerer Dauer ge—

wesen ist, weil dann, wenn von diesen Personen in

diesem Zeitraum keine Beiträge erbracht worden sind,“

in der Regel davon ausgegangen werden kann, daß die

Beiträgsleistung wegen der Fluchtereignisse oder einer

anschließenden Krankheit oder unverschuldeten Arbeits— ;
losigkeit unterblieben ist° Der Nachweis_dieses ur— ' "

sächlicheh Zusammenhangs wird zur Vermeidung von Beweis—

schwierigkeiten für die Hauptvertreibungsjahre 1945 '

und 1946 nicht verlangt„ Diese gesetzliche Regelung

würde jedoch zweckwidrig angewendet werden, wenn sie
&

auch für den Kläger, der am 5° September 1945 erst %

das fünfte Lebensjahr vollendete und für den daher

in den Jahren 1945 und 1946 mit aller Wahrscheinlich—

keit keine Beiträge entrichtet worden wären‚ gelten

würdeo Wenn mit aller Wahrscheinlichkeit für diese Jahre

ohnehin keine Beiträge erbracht worden wären‚ dann

können insoweit auch keine Beitragszeiten durch Ersatz—

zeiten ersetzt werden° In der Rechtsprechung des BSG

hat sich die Auffassung durchgesetzt, daß die rechtliche

Möglichkeit gültiger Beitragsentrichtung die Voraus—

setzung für die Berücksichtigung von Ersatzzeiten ist

(BSG 26, 274, 275}° Ohne die Kriegsereignisse wäre es

> zwar im Vertreibungsgebiet des Klägers in den Jahren

1945/1946 theoretisch möglich gewesen‚ eine Selbst—

versicherung für den Kläger durchzuführen (@ 1243 RVO
'aF; vgl() hierzu BSG 5,’201)‚ jedoch ist diese damals

praktisch nicht vorkommende, nur theoretische Mög— ,
lichkeit gültiger Beitragsentrichtung dem Fall gleich—
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zustellen, daß eine gültige Beitragsentrichtung rechtlich

überhaupt nicht möglich ware Es kann nicht Sinn einer

pauschalen Regelung sein‚ einen Ausgleich für einen

rentenversicherungsrechtlichen Schaden zu bringen, der

allenfalls theoretisch denkbar‚ aber mit einer fast an

Sicherheit grenzenden Wahrscheinlichkeit nicht einge-

treten ist, weil ohnehin keine Beiträge erbracht worden
wären° Eine theoretische Versicherungsmöglichkeit, die

in den in Betracht kommenden Jahren für fünf— bis sechs—

‘jährige Kinder praktisch nie genutzt wurde, weil sie gar

nicht in das Bewußtsein der Bevölkerung eingedrungen war,

muß außer Betracht bleiben (vgl.° auch Urteil des 4°

Senats des BSG vom 15° Mai 1970 — 4 RJ 501/68 — SozR Nr°

44 zu 5 1251RVO)° *\ ’ '

Die Entscheidung des 40 Senats des BSG vom 260 Mai 1965

- 4 RJ 527/65 — (SozR N „ 12 zu 5 1251 RVG)betrifft
einen anderen Sachverhalt und berührt daher den vor—
liegenden Rechtsstreit nicht° Nach dieser Entscheidung

steht einer Anrechnung von Zeiten der Freiheitsentziehung

(@ 45 Bundesentschädigungsgesetz) als Ersatzzeit nach

5 1251 Abs° 1 Nr° 4 RVGnicht entgegen‚ daß der Ver—
sicherte zur Zeit der Verfolgung erst 12 Jahre alt war°
Der Fall, daß einem Zwölfjährigen aus Verfolgungsgründen

die Freiheit entzogen wird, unterscheidet sich in mehr—

facher Hinsicht so grundlegend von dem hier zu ent—

scheidenden Fall‚ daß sich daraus — auch in sozialver-

sicherungsrechtlicher Hinsicht — unterschiedliche Ergeb—

nisse ergeben könneno

Das LSG brauchte nach seiner Rechtsauffassung nicht mehr

darüber zu entscheiden‚ ob die Voraussetzungen des 5 52

Nr° l EKG für eine fiktive Erfüllung der Wartezeit für

eine Bergmanns— oder Knappschaftsrente erfüllt sindo Es

hat daher auch zu den hierzu vom SG gemachten Aus—

führungen und zu dem Ergebnis der vom SG hierzu erhobenen
Beweise keine Stellung genommen° Nach der Entscheidung
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des erkennenden Senats bleibt aber — zumal die Berufung

auch darauf gestützt wird —noch zu prüfen, ob der :
Kläger infolge seines Arbeitsunfalles vermindert berg—2

männisch berufsfähig oder berufsunfähig geworden ist

und daher die Wartezeit für eine Bergmannsrente oder

eine Knappschaftsrente als erfüllt gilt; jedoch konnte

der Senat als Revisionsgericht die hierzu erforderli—

chen Feststellungen nieht treffeno Daher mußte das ange—

fochtene Urteil aufgehoben und die Sache zur erneuten

Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurückverwiesen

werdeno

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil

vorbehalten°
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